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Drucksache VI/2069 


Sachgebiet 707 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Miltner, Dr. Jenninger, Biechele, 
Baier, Susset, Dr. Schwörer, Adorno, Schulte (Schwä- 
bisch Gmünd), Dr. Wörner, Frau Griesinger 
und Genossen 


betr. Wirtschaftsförderung des Bundes 


Nach Pressemeldungen soll die Bundesregierung eine Neuab- 
grenzung der in die Bundesförderung einbezogenen Gebiete 
planen, die eine Durchführung der bestehenden regionalen 
Aktionsprogramme in Frage stellt. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Bestehen bei der Bundesregierung Planungen, die in die 
Bundesförderung einbezogene Gebiete nach Fläche und 
Zahl einzuschränken? 

2. Bestehen bei der Bundesregierung Vorstellungen darüber, 
nach welchen Kriterien eine Neuabgrenzung der Förder- 
gebiete erfolgen soll und liegen bereits konkrete Berech- 
nungen für die Neuabgrenzung vor? 

3. Ist die Bundesregierung bereit, bei einer Neuplanung außer 
den sogenannten Notstandsgebieten auch diejenigen Ge- 
biete in die Förderung einzubeziehen, deren Wirtschafts- 
kraft erheblich unter den Bundesdurchschnitt abzusinken 
droht? 

4. Ist die Bundesregierung bereit, wie die Landesregierung 
Baden-Württemberg die Durchführung regionaler Aktions- 
programme des Landes Baden-Württemberg für den vorge- 
sehenen Planungszeitraum bis 1974 sicherzustellen? 

5. Ist die Bundesregierung bereit, im regionalen Aktionspro- 
gramm auch diejenigen Gemeinden in die Förderung der 
Schwerpunktorte einzubcziehen, die mit dem festgelegten 
Schwerpunktort in einer Entwicklungsachse liegen? 

6. Ist die Bundesregierung bereit, die Förderung von Schwer- 
punktorten im regionalen Aktionsprogramm auf die Ge- 
meinden auszudehnen, die im Rahmen der Verwaltungsre- 
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form nach der Vorstellung der Landesregierung von Baden- 
Württemberg dem festgestellten Schwerpunktort ange- 
schlossen werden sollen und schon jetzt eine enge wirt- 
schaftliche und sonstige Verflechtung zu dem Schwerpunkt- 
ort besitzen? 

7. Ist die Bundesregierung bereit, insoweit auch das Investi- 
tionszulagen-Gesetz auf diese Bereiche Anwendung finden 
zu lassen? 

8. Trifft es zu, daß die Förderquote pro Kopf der Bevölkerung 
in den Fördergebieten in Baden-Württemberg wesentlich 
niedriger liegt, als in anderen Bundesländern? 

9. In welcher Höhe sind im Jahre 1970 im Bundesgebiet durch- 
schnittlich Bundesmittel in die einzelnen Aktionsprogram- 
me geflossen? 

10. Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, daß 
der Verteilerschlüssel der zur Verfügung stehenden Bun- 
desmittel mit dem Ziel geändert wird, eine gleichmäßigere 
Verteilung der Mittel auf die einzelnen Aktionsprogramme 
zu erreichen? 

11. Ist die Bundesregierung bereit, die Entscheidung über Aus- 
nahmegenehmigungen nach den Richtlinien über die Ver- 
wendung der Bundeshaushaltsmittel für das Regionale För- 
derprogramm der Bundesregierung vom 4. September 
1969 (Bundesanzeiger Nr. 174 vom 19. September 1969) in- 
soweit auf die Länder zu delegieren, daß die Länder inner- 
halb von Gebieten der Regionalen Aktionsprogramme auch 
eine Förderung außerhalb von Schwerpunktorten genehmi- 
gen können? 
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